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Gemeindetag kritisiert Kürzung der Verkehrsförderung

Weniger Geld für Busse, Straßen und Radwege

Stuttgart. Für Busse und Bahnen, Straßen und Radwege werden Baden-Württembergs Kommunen ab sofort noch weniger Geld haben. Darauf wies der Gemeindetag hin. Nach Kürzungen des Bundes im Verkehrsbereich zog jetzt die Landesregierung mit einer Änderung der Förderbedingungen für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) und den kommunalen Straßenbau nach.

„Auch wenn wir mit Unterstützung aus der CDU-Fraktion erreicht haben, dass kleinere Kommunen von den Kürzungen weniger hart getroffen werden, handelt es sich um einen weiteren Eingriff in die Kommunalfinanzen, den wir nicht billigen können,“ sagte Hauptgeschäftsführer Dr. Christian O. Steger.

„Die Landesregierung kritisiert mit Recht die Sparpläne der Bundesregierung im Verkehrsbereich. Bei der anhaltenden Investitionsschwäche der Kommunen tragen aber auch ihre Kürzungen dazu bei, dass eine Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur im Südwesten in weite Ferne rückt,“ so Steger. „Wenn die kommunalen Verkehrsinvestitionen einbrechen, ist das schlecht für die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt.“

Besonders bemängelte Steger, dass eine angemessene Übergangsfrist fehle. Förderanträge, die nach dem 30.11.2003 eingegangen sind, werden bereits nach den neuen, ungünstigeren Förderkriterien abgerechnet. Ausschließlich Vorhaben, die vor dem 30.Juni 2004 mit ihren Bauleistungen beginnen oder bereits bewilligt wurden, werden noch nach den alten Förderrichtlinien bezuschusst. „Diese Termine sind erst nachträglich bekannt geworden. Das ist nicht fair für die antragstellenden Städte und Gemeinden“, sagte Steger.

Für Projekte im Bereich des ÖPNV müssen die Gemeinden künftig einen Eigenbeitrag von 25.000 bis 100.000 Euro leisten, gestaffelt nach Einwohnerzahl. Der Fördersatz wurde von 85 Prozent auf 75 Prozent reduziert. Kleinere Gemeinden könnten an dem hohen Eigenanteil scheitern. Besonders im ländlichen Raum, so die Befürchtung des Gemeindetags, sei mit einem Rückgang der Investitionen zu rechnen, weil selbst kleinere Maßnahmen zur Verbesserung des ÖPNV unbezahlbar werden.

Auch bei der Förderung des kommunalen Straßenbaus wurde ein individueller Eigenanteil eingeführt. Dieser orientiert sich neben der Einwohnerzahl der Gemeinde an den Kosten des Bauvorhabens.
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